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Annegret Titze, Die deutsche Asylrechtsprechung und das internationale Flüchtlingsrecht 
– Kontinuität oder Neuanfang? (Schriften zum Öffentlichen Recht, Bd. 1102), Duncker & 
Humblot, 2008, 198 Seiten, ISBN 3-428-11948-7, 66,- €. 

 

Die von Annegret Titze vorgelegte und von 
Prof. Kempen betreute Kölner Dissertation 
befasst sich mit dem Verhältnis dreier E-
benen des Flüchtlingsrechts zueinander: 
Dem deutschen Asylrecht in der Ausle-
gung durch das BVerwG, europäischen 
Harmonisierungsrechtsakten, insbesonde-

re der Qualifikationsrichtlinie 2004/83/ 
EG, sowie der völkerrechtlichen Ebene der 
Genfer Flüchtlingskonvention. Die Autorin 
profitiert dabei von ihrer langjährigen Er-
fahrung als Verwaltungsrichterin, die es 
ihr erlaubt, eine kritische Innenperspektive 
gegenüber der Entwicklung der deutschen 



Buchbesprechungen 145 

Verwaltungsrechtsprechung in Asylsachen 
seit den frühen 1990er Jahren einzuneh-
men. 

Die Arbeit von Titze lässt sich grob in zwei 
Teile gliedern. Im Mittelpunkt des ersten 
Teils, der die Kapitel 1-3 umfasst (S. 22-66), 
steht eine relativ breit angelegte Darstel-
lung der verschiedenen asylrechtlichen Re-
gelungsebenen. Nach einem kompakten 
Abriss über die Geschichte des Grund-
rechts auf Asyl aus Art. 16 bzw. Art. 16a 
GG folgt eine Untersuchung des Verhält-
nisses zwischen der deutschen Asylrecht-
sprechung und der Genfer Flüchtlingskon-
vention. Daran schließt sich eine Analyse 
der sich gleichsam vermittelnd zwischen 
Flüchtlingskonvention und nationale Aus-
legung schiebenden Qualifikationsrichtli-
nie an. Besonderes Augenmerk legt Titze 
dabei auf die Rezeption der Qualifikations-
richtlinie durch das BVerwG. Der zweite 
Teil der Arbeit, den das sehr viel umfang-
reichere Kapitel 4 bildet (S. 67-184), be-
schäftigt sich eingehend mit einem ausge-
wählten Konfliktfall zwischen den be-
schriebenen Ebenen, nämlich der Frage, 
unter welchen Umständen ein Widerruf 
der Anerkennung als Flüchtling gemäß § 
73 Abs. 1 S. 1 AsylVfG möglich ist. 

Mit dem allgemein gehaltenen ersten Teil 
der Arbeit wird der Leser an das Hauptan-
liegen der Arbeit, die Auseinandersetzung 
mit der Widerrufsrechtsprechung des 
BVerwG im 2. Teil, herangeführt. Bereits 
hier versteht es Titze, die zahlreichen 
Querverbindungen zwischen den drei Ebe-
nen des Flüchtlingsrechts aufzuzeigen und 
zu verdeutlichen, welchen Einfluss die 
Genfer Flüchtlingskonvention und später 
europäische Harmonisierungen auf das 
deutsche Recht und die deutsche Recht-
sprechung, insbesondere die von BVerwG 
und BVerfG, hatten. In diesem Zusam-
menhang streicht Titze heraus, dass das 
BVerwG nur zögerlich bereit sei, auf eine 
inhaltliche Auseinandersetzung mit der 
Qualifikationsrichtlinie einzusteigen (S. 
64ff.). 

Mit der Möglichkeit des Widerrufs einer 
Anerkennung als Flüchtling bei nachträgli-

chem Wegfall der Umstände, die zu einer 
Anerkennung geführt haben (§ 73 Abs. 1 S. 
1 AsylVfG), hat Titze einen Konfliktfall mit 
der Qualifikationsrichtlinie herausgegrif-
fen, der nicht auf den ersten Blick erkenn-
bar ist. Um so lohnender ist die eingehen-
de Auseinandersetzung damit. Das gilt erst 
recht vor dem Hintergrund der aktuellen 
Vorlageverfahren C-175/08, C-176/08, C-
178/08 und C-179/08, in denen das 
BVerwG den EuGH um Vorabentschei-
dung in der Frage der Auslegung der rele-
vanten Bestimmungen der Qualifikations-
richtlinie ersucht hat.  

Das europarechtliche Pendant zu § 73 Abs. 
1 S. 1 AsylVfG bildet Art. 11 Abs. 1 lit. e) 
und f) QRL, der wiederum wörtlich Art. 1 
C (5) und (6) GFK entspricht. Die Konflikt-
linie verläuft dabei entlang der Frage, wel-
che Anforderungen an eine grundlegende, 
dauerhafte und stabile Änderung der Ver-
hältnisse im Herkunftsstaat zu stellen sind, 
um einen Widerruf der Flüchtlingsaner-
kennung zu rechtfertigen. Ein weiteres 
Problem betrifft die Frage, inwieweit all-
gemeine Gefahren im Herkunftsland im 
Rahmen der Widerrufsentscheidung recht-
lich relevant sind. Hauptanknüpfungs-
punkt für Titzes Auseinandersetzung mit 
der deutschen Rechtsprechung bildet dabei 
das Urteil des BVerwG vom 1.11.2005 
(BVerwGE 124, 276) zum Widerruf der 
Anerkennung irakischer Flüchtlinge nach 
dem Sturz des Hussein-Regimes durch die 
Koalitionstruppen. 

Titze macht deutlich, dass die Auslegung 
des Art. 1 C (5) bzw. (6) GFK durch den 
UNHCR (S. 93ff.), einem Großteil der völ-
kerrechtlichen Lehre (S. 106ff.), aber auch 
durch die Rechtsprechung in anderen Ver-
tragsstaaten (S. 114ff.) zu einem deutlich 
höheren Schutzniveau führt als der vom 
BVerwG vertretene Auslegungsansatz. Vor 
diesem Hintergrund wertet sie die Ausei-
nandersetzung des BVerwG mit der Be-
deutung des Art. 1 C (5), (6) GFK als unzu-
reichend. Zwar habe das BVerwG vorder-
gründig eine Auslegung nach den völker-
vertragsrechtlichen Grundsätzen von Art. 
31 WVRK vorgenommen, tatsächlich fehle 
eine solche eingehende Auseinanderset-
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zung aber in seinem Grundsatzurteil vom 
1. November 2005 (S. 147ff.). Auch inhalt-
lich widerspricht Titze dem BVerwG und 
hält sein Urteil damit im Ergebnis für völ-
kerrechtswidrig (S. 152). 

Im Hinblick auf Art. 11 Abs. 1 lit. e) und f) 
QRL legt Titze überzeugend dar, dass hin-
sichtlich ihrer Auslegung nichts anderes 
gelten könne als für Art. 1 C (5), (6) GFK, 
die durch die Qualifikationsrichtlinie 
wortgleich in das europäische Sekundär-
recht übernommen wurden. Folglich habe 
das BVerwG im Rahmen der richtlinien-
konformen Auslegung von § 73 AsylVfG 
nicht auf sein früheres Verständnis vom 
Inhalt des Art. 1 C (5) und (6) GFK zurück-
greifen dürfen, sondern hätte den Willen 
des Richtliniengebers berücksichtigen 
müssen. Dieser sei aber von einer Ausle-
gung des Art. 1 C (5) und (6) GFK ausge-
gangen, die den Widerruf nur unter enge-
ren Voraussetzungen gestatte und habe 
diese Auslegung zur Grundlage von Art. 
11 Abs. 1 lit. e) und f) QRL gemacht (S. 

165). Insofern sei die Rechtsprechung des 
BVerwG auch europarechtswidrig. 
Schlussfolgerungen für die Praxis runden 
Titzes kritische Analyse ab. 

Im Rahmen des EU-Richtlinienumset-
zungsgesetzes vom 19.8.2007 wurde in § 73 
Abs. 1 AsylVfG ein Satz 2 eingefügt, der 
den Richtlinientext des Art. 11 Abs. 1 lit. e) 
und f) QRL wörtlich übernimmt. Die Über-
legungen Titzes werden dadurch jedoch 
nicht obsolet, da die ihrer Meinung nach 
völker- und europarechtswidrige Recht-
sprechung des BVerwG gerade auf diesem 
Wortlaut beruht. Eine Änderung dieser 
Rechtsprechung erscheint damit auch vor 
dem Hintergrund des ergänzten Wortlauts 
des § 73 Abs. 1 AsylVfG nicht als zwin-
gend. Mit dem Ersuchen des BVerwG an 
den EuGH um Vorabentscheidung vom 7. 
Februar 2008 liegt die Entscheidung über 
eine solche Änderung der Rechtsprechung 
allerdings nicht mehr in Leipzig, sondern 
in Luxemburg. 

Markus Peek 
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